
 

 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Änderung des 

Luftverkehrsgesetzes 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns herzlich für die Möglichkeit, im Rahmen der Verbändebeteiligung zum Re-

ferentenentwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes eine 

Stellungnahme abgeben zu können.  

§ 19b LuftVG 

Die vorgesehene Änderung des § 19b Absatz 1 Satz 6 LuftVG wird in der Begründung des 

Referentenentwurfs damit erläutert, dass klargestellt werden soll, dass die Entgeltordnungen 

der Flugplatzbetreiber Anreize für die Nutzung lärmarmer Flugzeugmuster setzen sollen. 

Der BDF sieht hierfür jedoch keinen zusätzlichen Regelungsbedarf. Bereits nach geltender 

Rechtslage ist eine Differenzierung der Entgelte nach Lärmschutzgesichtspunkten ausdrück-

lich vorgesehen. Die Schaffung gezielter Anreize für den Einsatz lärmärmerer Flugzeugmuster 

ist auf Grundlage des bestehenden Rechtsrahmens bereits möglich und an deutschen Flug-

häfen geübte Praxis.  

Eine neue Formulierung würde hingegen zu Auslegungsunsicherheiten in der Verwaltungs-

praxis und in der Rechtsprechung führen. Die bislang etablierte und rechtssichere Anwendung 

des § 19b LuftVG könnte dadurch ohne erkennbaren praktischen Mehrwert in Frage gestellt 

werden. 

Da die vorgesehene Ergänzung keinen zusätzlichen Regelungsgehalt besitzt, zugleich jedoch 

zusätzliche Auslegungsfragen hervorrufen kann, besteht zudem die Gefahr eines erhöhten 

Verwaltungs- und Begründungsaufwands bei der Genehmigung und Anwendung von Entgelt-

ordnungen. 

Der BDF bittet daher darum, auf die vorgesehene Änderung in § 19b Absatz 1 Satz 6 zu ver-

zichten und die bestehende Gesetzesfassung unverändert beizubehalten. 

§58 LuftVG 

Die vorgesehene Änderung des § 58 LuftVG wird damit begründet, dass aufgrund des maß-

geblichen Einflusses der Fluggesellschaften auf die Einhaltung von Nachtflugbeschränkungen 

künftig auch Luftfahrtunternehmen unmittelbare Adressaten der Bußgeldvorschrift sein sollen. 
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Hierfür soll die Formulierung „durchführen lässt“ in die Vorschrift aufgenommen werden. Durch 

diese Ergänzung würden Luftfahrtunternehmen erstmals unmittelbar ordnungsrechtlich für 

Starts oder Landungen verantwortlich gemacht, die ohne die erforderliche Genehmigung oder 

Zustimmung erfolgen. 

Der BDF sieht auch die in der Begründung für die Gesetzesänderung enthaltene Annahme 

kritisch, Ausnahmeregelungen würden von Fluggesellschaften systematisch oder extensiv ge-

nutzt. Ein solches Verhalten entspricht nicht dem Geschäftsgebaren und Selbstverständnis 

der im BDF vertretenen Fluggesellschaften. Für die getroffene Annahme enthält der Referen-

tenentwurf zudem keine belastbaren Nachweise. Weder werden entsprechende Untersuchun-

gen noch statistische Auswertungen oder sonstige belastbare Erkenntnisse angeführt, die eine 

derart weitreichende gesetzliche Änderung rechtfertigen würden. 

Selbst wenn es einzelne Fluggesellschaften geben sollte, bei denen Ausnahmeregelungen in 

unangemessener Weise genutzt werden, rechtfertigt dies keine pauschale Ausweitung der 

ordnungsrechtlichen Verantwortlichkeit auf sämtliche Luftfahrtunternehmen. Die vorgesehene 

Regelung erscheint insoweit unverhältnismäßig. 

Der BDF bittet daher um Streichung des Zusatzes und plädiert dafür, den §58 des LuftVG 

unverändert zu lassen. 

§25 LuftVG 

Weiterhin sieht der BDF im Zusammenhang mit den vorgesehenen Änderungen des § 25 

LuftVG offene Fragen hinsichtlich möglicher Haftungs- und Schadensersatzansprüche. Aus 

Sicht des BDF bleibt insbesondere unklar, wer haften würde, falls einem Start oder einer Lan-

dung durch den Flugplatzbetreiber nicht zugestimmt oder eine Erlaubnis durch die Genehmi-

gungsbehörde nicht erteilt wird, obwohl berechtigte Gründe für eine Ausnahmeregelung vor-

liegen. Der Referentenentwurf enthält hierzu keine näheren Ausführungen, obwohl entspre-

chende Entscheidungen erhebliche operative und wirtschaftliche Auswirkungen auf die be-

troffenen Luftfahrtunternehmen haben können. 

Der BDF regt an, die mit der vorgesehenen Änderung verbundenen haftungsrechtlichen Fra-

gestellungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren näher zu betrachten. Bereits diese Frage-

stellung verdeutlicht, dass die vorgesehene Neuregelung zusätzliche rechtliche Komplexität 

schaffen kann. 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Änderungsvorschläge und stehen für Rückfragen 

gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen. 

 

Martin Otzik 

Leiter Flugsicherung und Flughafenbetrieb 

 




